
Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin drei Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Fehlende prima facie Selektivität der Maß­
nahme 

Die Klägerin trägt im Rahmen des ersten Klagegrundes unter 
anderem vor, dass die Sanierungsklausel des § 8c Abs. 1a 
des deutschen Körperschaftsteuergesetzes (KStG) über den 
Verlustvortrag von Unternehmen, die von einem anderen 
Unternehmen mit dem Ziel der Sanierung übernommen 
werden, nicht selektiv sei. Es handele sich nach Auffassung 
der Klägerin nicht um eine staatliche Beihilferegelung im 
Sinne des Art. 107 Abs. 1 AEUV, weil keine Ausnahme 
vom maßgeblichen Referenzsystem statuiert werde. 

2. Zweiter Klagegrund: Allgemeine Maßnahme 

Die Klägerin macht diesbezüglich unter anderem geltend, 
dass die technische Differenzierung nach der wirtschaftlichen 
Lage und Leistungsfähigkeit eines Unternehmens eine tech­
nische Regelung sei, welche als eine allgemeine Maßnahme 
nicht in den Anwendungsbereich von Art. 107 Abs. 1 
AEUV fallen könne. Nach Auffassung der Klägerin könne 
eine solche Regelung nach wirtschaftlicher Gesamtbetrach­
tung jedem Unternehmen zu Gute kommen, selbst wenn zu 
einem bestimmten Zeitpunkt tatsächlich nur einige Unter­
nehmen in der Lage seien, die Regel auch wirklich zu nut­
zen. 

3. Dritter Klagegrund: Rechtfertigung der Regelung aus der 
Natur und dem inneren Aufbau des Steuersystems 

An dieser Stelle macht die Klägerin geltend, dass die Sanie­
rungsklausel des § 8c Abs. 1a KStG aus der Natur und dem 
inneren Aufbau des Steuersystems gerechtfertigt sei und 
auch aus diesem Grund keine Beihilferegelung im Sinne 
des Art. 107 Abs. 1 AEUV darstelle. 

Klage, eingereicht am 6. Dezember 2011 — Royal 
Scandinavian Casino Århus/Kommission 

(Rechtssache T-615/11) 

(2012/C 32/72) 

Verfahrenssprache: Dänisch 

Parteien 

Klägerin: Royal Scandinavian Casino Århus I/S (Århus, Däne­
mark) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt B. Jacobi) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Kommission vom 20. September 2011 
über die Maßnahme Nr. C 35/2010 (ex N 302/2020), die 
Dänemark in Form einer Steuer auf Online-Glücksspiele im 
dänischen Gesetz über die Glücksspielsteuer durchzuführen 
beabsichtigt, für nichtig zu erklären; 

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht die Klägerin sechs Gründe gel­
tend. 

1. Erster Klagegrund: Die Kommission habe die Beihilfe zu 
Unrecht gemäß Art. 107 Abs. 3 Buchst. c AEUV genehmigt, 
da 

— Art. 107 Abs. 3 Buchst. c AEUV keine Möglichkeit für 
die Genehmigung einer staatlichen Beihilfe für einen Teil 
eines Wirtschaftszweigs eröffne; 

— die Beihilfe die in Art. 107 Abs. 3 Buchst. c genannte 
Voraussetzung der Förderung der Entwicklung eines 
Wirtschaftszweiges nicht erfülle; 

— die Beihilfe die Handelsbedingungen in einer dem ge­
meinsamen Interesse zuwiderlaufenden Weise ändere 
und da 

— die Beihilfe keinem nachgewiesenen Zweck des Gemein­
schaftsinteresses diene. 

Die Klägerin macht ferner geltend, dass die Ausnahme in 
Art. 107 Abs. 3 Buchst. c AEUV eng auszulegen sei und 
dass die Bestimmung keine Möglichkeit eröffne, eine staat­
liche Beihilfe unter Berufung auf fiskalische Gesichtspunkte 
zu gewähren. 

2. Zweiter Klagegrund: Die Kommission habe die Beihilfe unter 
Verstoß gegen die Rechtsprechung des Gerichtshofs zu Be­
triebsbeihilfen genehmigt. Die fragliche Beihilfe, die als Dau­
erbeihilfe in Form einer Steuerermäßigung gewährt werde, 
stelle eine Betriebsbeihilfe dar, die nach ständiger Rechtspre­
chung in Fällen wie dem vorliegenden nicht genehmigt wer­
den könne. 

3. Dritter Klagegrund: Die Kommission habe den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit verletzt, da die der dänischen Rege­
lung zugrunde liegenden Ziele ohne die Gewährung staatli­
cher Beihilfen erreicht werden könnten. 

4. Vierter Klagegrund: Die Kommission habe einen offensicht­
lichen Ermessensfehler begangen, da sie die Beihilfe fälsch­
licherweise für erforderlich gehalten habe, um die Anbieter 
von Online-Spielen dazu zu veranlassen, eine dänische Li­
zenz zu erwerben. 

5. Fünfter Klagegrund: Die Kommission habe einen Ermessens­
missbrauch begangen, indem sie auf eine Vertragsbestim­
mung Bezug genommen habe, die Rechtsgrundlage für die 
Genehmigung von Beihilfen sei, die der Förderung der Ent­
wicklung eines Wirtschaftszweigs dienten, während aus der 
Entscheidung hervorgehe, dass der wirkliche Grund für die 
Genehmigung der Beihilfe der Wunsch sei, eine angemes­
sene Anzahl von Personen dazu zu verlocken, eine dänische 
Lizenz für Online-Spiele zu beantragen. Ferner liege ein Er­
messensmissbrauch darin, dass die Kommission als Begrün­
dung für die Genehmigung auf das Ziel der Liberalisierung 
und der Förderung der Entwicklung eines Wirtschaftszweigs 
verweise, während der dänische Staat selbst darauf hinweise, 
dass das übergeordnete Ziel die Erzielung eines größtmögli­
chen Steuerertrags sei.
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6. Sechster Klagegrund: Die Kommission sei dem Erfordernis 
einer angemessenen Begründung nicht nachgekommen, da 
die Begründung 

— generell unschlüssig und in bestimmten Punkten wider­
sprüchlich sei, 

— nicht hinreichend zeige, inwieweit die Liberalisierung im 
Glücksspielbereich ein rechtmäßiges Ziel darstelle, das 
durch eine Genehmigung nach Art. 107 Abs. 3 Buchst. 
c AEUV zu verfolgen sei, 

— keine hinreichenden Gründe für die Auslegung von Art. 
107 Abs. 3 Buchst. c AEUV durch die Kommission 
biete, 

— nicht die Notwendigkeit einer staatlichen Beihilfe auf­
zeige und nicht hinreichend die steuerliche Situation in 
anderen Mitgliedstaaten darstelle, 

— die mit dem dänischen Gesetz über die Glückspielsteuer 
verfolgten Ziele nicht klar wiedergebe, 

— die dänische Regelung für andere Glücksspielformen 
nicht einbeziehe und 

— keine Untersuchung und Darstellung der Auswirkungen 
der Beihilfe auf herkömmliche Glücksspielbetriebe ent­
halte. 

Klage, eingereicht am 5. Dezember 2011 — Meyr-Melnhof 
Karton/HABM — Stora Enso (SILVAWHITE) 

(Rechtssache T-617/11) 

(2012/C 32/73) 

Sprache der Klageschrift: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Klägerin: Meyr-Melnhof Karton AG (Wien, Österreich) (Prozess­
bevollmächtigte: Rechtsanwälte P. Baronikians und N. Wittich) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer: Stora 
Enso Oyj (Helsinki, Finnland) 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 21. September 2011 in der Sache 
R 2139/2010-2 aufzuheben; 

— den Widerspruch gegen die Gemeinschaftsmarkenanmel­
dung Nr. 8197469 zurückzuweisen; 

— dem Beklagten die Kosten der Klägerin im Verfahren vor 
dem HABM und vor dem Gericht aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Klägerin. 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke „SILVAWHITE“ für 
Waren der Klasse 16 — Anmeldung Nr. 8197469. 

Inhaberin des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken- 
oder Zeichenrechts: Andere Beteiligte im Verfahren vor der Be­
schwerdekammer. 

Im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenes Marken- oder Zeichen­
recht: Finnische Wortmarke „SILVAPRESS“ (Nr. 231953) für 
Waren der Klasse 16, internationale Wortmarke „SILVAPRESS“ 
(Nr. 872793) für Waren der Klasse 16. 

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Dem Widerspruch wurde 
in vollem Umfang stattgegeben. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Zurückweisung der Beschwer­
de. 

Klagegründe: Verstoß gegen die Verordnung (EG) Nr. 207/2009 
des Rates vom 26. Februar 2009 über die Gemeinschaftsmarke, 
da die Beschwerdekammer zu Unrecht festgestellt habe, dass die 
Gefahr von Verwechslungen zwischen der älteren Marke und 
der angemeldeten Gemeinschaftsmarke bestehe. 

Rechtsmittel, eingelegt am 2. Dezember 2011 von 
Francesca Cervelli gegen den Beschluss des Gerichts für 
den öffentlichen Dienst vom 12. September 2011 in der 

Rechtssache F-98/10, Cervelli/Kommission 

(Rechtssache T-622/11 P) 

(2012/C 32/74) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Francesca Cervelli (Brüssel, Belgien) (Prozess­
bevollmächtigter: Rechtsanwalt J. García-Gallardo Gil-Fournier) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— den Empfang des Rechtsmittels zu bestätigen und es für 
zulässig zu erklären; 

— über das Rechtsmittel, das im Namen und zugunsten von 
Francesca Cervelli von deren gesetzlichen Vertretern einge­
legt wurde, zu entscheiden; 

— den Beschluss des Gerichts für den öffentlichen Dienst vom 
12. September 2011 in vollem Umfang aufzuheben; 

— die Rechtssache an das Gericht für den öffentlichen Dienst 
für eine Prüfung in der Sache zurückzuverweisen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung des Rechtsmittels macht die Rechtsmittelführerin 
zwei Rechtsmittelgründe geltend. 

1. Erster Rechtsmittelgrund: Offensichtlicher Fehler bei der Be­
urteilung des Sachverhalts, indem das GöD der Ansicht ge­
wesen sei, dass sich die Rechtsmittelführerin nicht auf das
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